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Bei vielen SPD-Mitgliedern schlug das 
wie ein Blitz aus heiterem Himmel ein, 
als Bundeskanzler Scholz am Sonntag 
dem 27.02 2022 im Bundestag eine Zei-
tenwende verkündete.

Damit meinte er eher eine politische 
180-Grad-Wende: Deutschland will nun 
Waffen an die Ukraine liefern und unter-
stützt harte Wirtschaftssanktionen gegen 
Russland. Vor allem aber will Olaf Scholz 
ein Sondervermögen von 100 Milliarden 
Euro für die Aufrüstung bilden, das im 
Grundgesetz verankert werden soll und 
wie schon lange von den USA gefordert, 
dauerhafte Rüstungsausgaben von über 
zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
pro Jahr bereitstellen.

Besonders die älteren SPD-Mitglieder, 
das sind vielfach Menschen, die noch die 
Parteischulungen engagiert mitgemacht 
haben und die Parteigeschichte aus dem 
Effeff aufsagen können, wollten es nicht 

wahrhaben, was sie hörten. Hatten sie 
doch sofort Kaiser Wilhelm vor Augen, 
der bei Kriegsbeginn 1914 keine Parteien 
mehr kannte, sondern nur noch Deutsche 
und erinnerten sich an den mutigen Karl 
Liebknecht, der als SPD-Reichstagsabge-
ordneter gegen die Kriegskredite stimm-
te und dafür in seinem weiteren kurzen 
Leben schlimm büßen musste. So waren 
es auch die älteren Parteimitglieder, die 
sich als erste gegen das Vorhaben der Tur-
bohochrüstung aussprachen.

Als russische Truppen am 24. Feb-
ruar 2022 die Ukraine angriffen, war-
fen führende deutsche Sozialdemokra-
ten praktisch über Nacht jahrzehntelang 
bewährte Grundsätze der Friedenssiche-
rung über Bord. Bundeskanzler Scholz 
hatte am 27.02 2022 im Bundestag eine 
Zeitenwende verkündet und erklärt, dass 
die Welt danach nicht mehr dieselbe wie 
die Welt davor sei.
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Nach diesem „Februarerlebnis“ im 
Bundestag reden nun fast alle Sozial-
demokraten so, als sei ihnen die rie-
sige Aufrüstung der Bundeswehr mit 
modernsten Kampfpanzern, Kampf-
flugzeugen, Kampfschiffen und Kampf-
drohnen schon immer eine Herzensan-
gelegenheit gewesen und niemand in der 
SPD hätte jemals die von der Nato ver-
langte Steigerung der Verteidigungsaus-
gaben angezweifelt.

Der Zuschauer konnte die Ergriffen-
heit der meisten Fraktionsmitglieder der 
SPD, an einem so historischen einzig-
artigen Moment teilzuhaben, förmlich 
spüren. Dabei wurde die Fraktion von 
Scholz, wie so oft, völlig überrumpelt. 
Bevor der Kanzler seine Regierungser-
klärung im Bundestag abgab, tagte die 
SPD-Fraktion. Dort verlor er kein Wort 
über den Plan und die Spitze seiner ei-
genen Fraktion war, im Gegensatz zu Fi-
nanzminister Lindner von der FDP, nicht 
eingeweiht und das bei so einem Ham-
merprojekt:

1.  Es sollen 100 Milliarden Euro als 
Sonderzahlung zusätzlich zu den ohne-
hin schon vom Verteidigungshaushalt ver-
anschlagten 50,3 Milliarden in die Auf-
rüstung gesteckt werden. Dieses Geld ist 
das Vierfache des Gesundheitsetats und 
das Zwölffache des Etats für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung. 
Die 100 Milliarden Euro sind auch das 
100-Fache dessen, was die Ampelkoali-
tion nach zwei Jahren Pandemie als Pfle-
gebonus auszugeben bereit ist und knapp 
das Doppelte, was für Kredite für „Kli-
maschutz und Digitalisierung“ veran-
schlagt wurde.

2.  Bisher gehörte es für die SPD vor-
geblich zur Staatsräson, Waffen nicht in 
Krisen- und schon gar nicht in Kriegsge-
biete zu liefern. Auch dieses Tabu wurde 
jetzt mit der Lieferung von 500 „Stinger“-
Raketen, 1.000 Panzerfäusten und 2.700 
Luftabwehrraketen aus NVA-Beständen 
in das Kriegsgebiet Ukraine gebrochen.

3.  Der Verteidigungsetat wird künftig 
das Zwei-Prozent-Ziel der Nato überer-
füllen und es sollen sogar „mehr als zwei 
Prozent“ des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
in die Verteidigung investiert werden. 
Bislang galten schon 1,5 Prozent als am-
bitioniert. Bei einer Wirtschaftsleistung 
von 3,57 Billionen Euro sind das über 

71,4 Milliarden Euro, knapp 25 Milliar-
den mehr, als im vergangenen Jahr ver-
ausgabt wurden.

Seit Jahren steigen  
die Verteidigungsausgaben schon

In der SPD verliert niemand mehr ein 
Wort darüber, dass der Verteidigungs-
haushaltsposten schon seit 7 Jahren über-
proportional kontinuierlich steigt, von 33 
Milliarden Euro 2015 auf 50,3 Milliarden 
im Jahr 2022 und dass Deutschland fast so 
viel Geld ins Militär pumpt, wie Russland. 

Kaum jemand in der SPD stellt derzeit 
die Frage warum ein 100 Milliarden Son-
dervermögen benötigt wird, wenn doch 
nach Angaben des Stockholmer Friedens-
forschungsinstituts SIPRI, die USA 39 Pro-
zent der weltweiten Militärausgaben be-
streitet, Russland nur 3,1 Prozent und 
die Ausgaben der europäischen Nato-Mit-
glieder die Ausgaben Russlands um das 

Sechsfache übersteigen. 

Weil keiner in der Partei die Ant-
wort hören möchte, die da lauten könn-
te, dass die 100 Milliarden Euro für eine 
Änderung der weltpolitischen Strategie 
Deutschlands benötigt werden.

Hier wäre ein Blick in die Parteige-
schichte angebracht.

Wilhelm II., Karl Liebknecht,  
Hugo Haase und der Burgfrieden

Die im Bundestag herrschende Stim-
mung erinnerte am 27.02.2022 doch schon 
ein bisschen an den patriotischen Taumel, 
der Wilhelm II. in seiner ersten Kriegsre-
de im Ersten Weltkrieg am 4. August 1914 
zu dem berühmten Ausspruch veranlass-
te, er kenne keine Parteien mehr, sondern 
nur noch Deutsche.

Grund der Rede war die deutsche 
Kriegserklärung an Russland, weil das 
Land der ultimativ gestellten deutschen 
Aufforderung zur Rücknahme seiner Ge-
neralmobilmachung nicht nachgekommen 
war. In seiner Rede dankte der Kaiser den 
Versammelten für ihre „Liebe und Treue“ 
in den Tagen der diplomatischen Krise 
und beschwor die nationale Einheit. Dann 
gewährte er seinen innenpolitischen Geg-
nern, namentlich der Sozialdemokratie, 
mit einer pathetisch rhetorischen Geste 
„Vergebung für ihre Angriffe in der Ver-
gangenheit“. Er gelobte feierlich, er kenne 
„keine Parteien und auch keine Konfes-
sionen mehr“, stattdessen seien „wir […] 
heute alle deutsche Brüder und nur noch 
deutsche Brüder“.

Karl Liebknecht bei einer Rede im Tiergarten 1918. Er ist der einzige Abgeordnete der gegen die 
Kriegskredite 1914 stimmt. (Foto: Bundesarchiv, B 145 Bild-P046271 / Weinrother, Carl / Wiki-
media Commons / CC-BY-SA 3.0)
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In seiner folgenden Reichstagsan-
sprache griff er diese Wortwahl auf, als 
er verkündete: „Ich kenne keine Par-
teien mehr, ich kenne nur noch Deut-
sche“. Dann folgten laut amtlichem Pro-
tokoll der Reichstagssitzung die Worte 
des Reichstagspräsidenten Dr. Kaempf: 
„Wir kommen nunmehr zur Gesamtab-
stimmung. Ich bitte die Herren, die in der 
Gesamtabstimmung in dritter Lesung den 
Entwurf eines Gesetzes, betreffend die 
Feststellung eines zweiten Nachtrags zum 
Reichshaushaltsetat für das Rechnungs-
jahr 1914 annehmen wollen, sich von ih-
ren Plätzen zu erheben. (Geschieht. Rufe: 
‚Einstimmig!‘ – Zuruf: ‚Gegen eine Stim-
me!‘) Es ist, soweit ich sehen kann, ein-
stimmig – mit Ausnahme eines einzigen 
Abgeordneten. (Stürmische Bravorufe 
und Händeklatschen.)“

Die einsame Gegenstimme kam von Karl 
Liebknecht. In seiner Erklärung, die in 
handschriftlichen Kopien in der Partei-
basis kursierte, schrieb er. „Der Krieg ist 
kein deutscher Verteidigungskrieg“ und 
entlarvte die von der SPD-Mehrheit mit-
getragene Rechtfertigungslüge der kai-
serlichen Regierung. Es handele sich viel-
mehr um einen „von der deutschen und 
österreichischen Kriegspartei (…) hervor-
gerufenen Präventivkrieg“, „einen impe-
rialistischen Krieg, einen Krieg um die 
kapitalistische Beherrschung des Welt-

marktes“.

Das Pressebüro der SPD warnte die so-
zialdemokratischen Zeitungen vor straf-
rechtlichen Folgen bei Abdruck der Er-
klärung von Karl Liebknecht. Auch der 
SPD-Fraktionsvorstand reagierte umge-
hend und drückte im Parteiorgan Vor-
wärts in einer Erklärung sein tiefes Be-
dauern über Liebknechts „entgegen dem 
alten Brauch der Fraktion“ erfolgten Dis-
ziplinbruch aus.

Für Karl Liebknecht war es klar, dass 
sein Abstimmungsverhalten den völligen 
Bruch mit der Führung der SPD bedeute-
te, entstammte er doch einer Familie, in 
der die Gegnerschaft zu Militarismus und 
imperialen Kriegen zur Tradition gehör-
te. Sein Vater, Wilhelm Liebknecht, ein 
Mitbegründer der sozialdemokratischen 

Partei Deutschlands, hatte 44 Jahre zu-
vor während des Deutsch-Französischen 
Krieges im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes gegen die Kriegskredite gestimmt 
und wurde für diese internationalistische 
Haltung inhaftiert.

Nicht nur der Druck der Partei nahm 
für Karl Liebknecht zu, auch die staatli-
chen und polizeilichen Mühlen begannen 
zu mahlen. Neben den Bedrohungen sei-
nes Lebens wurde er aufgrund einer al-
lerhöchsten Entscheidung als Bausoldat 
in ein Arbeiterbataillon „an der Grenze 
der Monarchie, aber nicht in eine größe-
re Stadt“ per Gestellungsbefehl eingezo-
gen. Damit unterlag er ab dem 7. Februar 
1915 der Militärgesetzgebung und gleich-
zeitig war ihm jegliche politische Betäti-
gung außerhalb des Parlaments verboten.

Aber noch einmal zurück zur Abstim-
mung über die Bewilligung der Kriegs-
kredite.

Um bei der Abstimmung keine Über-
raschung zu erfahren, führte die SPD-
Fraktion am Vorabend der Sondersit-
zung des Reichstags zur Bewilligung der 
Kriegskredite eine Probeabstimmung 
durch. Dabei stimmten 78 Abgeordnete 
für die Kriegskredite und 14 dagegen. 
Zur überstimmten Minderheit zählte der 
Fraktionsvorsitzende Hugo Haase, der 
dem linken Flügel der Partei angehörte 
und ein überzeugter Pazifist war. Schon 
als junger Anwalt hatte er viele im Kai-
serreich verfolgte Sozialdemokraten ver-
teidigt, war gegen das Wettrüsten aufge-
treten und sah sich deshalb außerstande, 
fünf Milliarden Mark für den angebli-
chen „Verteidigungskrieg“ gegen Russ-
land zu genehmigen.

Weil die Mehrheit der SPD-Abgeord-
neten für die Abstimmung am nächsten 
Tag aber Fraktionszwang beschlossen 
hatte, musste der Pazifist Hugo Haase 
im Reichstag nun als SPD-Fraktionsvor-
sitzender das Ja der SPD gegen seine in-
nere Überzeugung verkünden. Er wusste 
noch nicht, dass der Fortgang des Krie-
ges seine Partei, die SPD, bald zerreißen 
würde. Schon nach einigen Kriegsmona-
ten beschimpften ihn eigene Genossen 
im Parlament als „Drecksseele“, „Halun-
ken“ und „Verräter“, weil er immer noch 
den Kriegskurs der Regierung kritisierte. 
Schließlich wurde er wegen seiner pazi-
fistischen Haltung aus Fraktion und Par-

tei ausgeschlossen und gründete 1917, mit 
anderen Kriegsgegnern, die Unabhängi-
ge Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands (USPD).

All diese Strafmaßnahmen konnten 
jedoch nicht verhindern, dass die Burg-
friedenspolitik, mit der innenpolitische 
Konflikte und wirtschaftliche Ausein-
andersetzungen zurückgestellt werden 
sollten, lange hielt. Als der Krieg keine 
schnellen Erfolge hervorbrachte und die 
Bevölkerung unter der hohen Opferzahl 
und den Wirtschafts- und Versorgungs-
problemen litt, kam es wieder zu Streiks 
und Protesten und schon 1916 war der 
Burgfrieden dann endgültig beendet.

Bis zum Ende des 1. Weltkrieges fan-
den neun Millionen Soldaten und sechs 
Millionen Zivilisten den Tod.

Hugo Haase wurde am 8. Oktober 1919 
von Johann Voß, einem angeblich psy-
chisch erkrankten Lederarbeiter durch 
Revolverschüsse verletzt. Er wurde ins 
Krankenhaus eingeliefert und war auf 
dem Weg der Besserung, als er am 7. No-
vember 1919 überraschend im Alter von 
56 Jahren an einer Sepsis verstarb.

Karl Liebknecht wurde am 15. Januar 
1919 zusammen mit Rosa Luxemburg von 
deutschen Militärs ermordet.

Letztlich führte die Zustimmung der 
SPD zu den Kriegskrediten und somit 
zum ersten Weltkrieg zur Spaltung der 
SPD und der Arbeiterbewegung, die bis 
heute anhält.

Demnächst wird wieder  
über Kriegskredite abgestimmt

Das aktuell geplante Rüstungspaket wird 
wohl ohne Probleme den Bundestag pas-
sieren. Auch im Bundesrat ist eine Zwei-
Drittel-Mehrheit sicher, da die vier Regie-
rungsbeteiligungen der Linken für eine 
Sperrminorität nicht reichen. Das Vorha-
ben der Ampelkoalition, die gigantische 
Aufrüstung sogar im Grundgesetz zu ver-
ankern, ist mit dem neuen Burgfrieden 
ohne Probleme möglich, eine Zwei-Drit-
tel-Mehrheit in Bundestag und Bundes-
rat für eine Änderung des Grundgesetzes 
gilt als sicher.

Der neue Burgfrieden sieht so aus, dass
eine riesige Koalition aus CDU/CSU, 

SPD, Grünen und FDP entstanden ist, die 
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meint, länger als eine Legislaturperiode 
zusammenarbeiten zu können und eine 
kontinuierliche Aufrüstung in den Ver-
fassungsrang heben will. Dadurch möch-
te sie gewährleisten, dass zukünftige, an-
ders zusammengesetzte Koalitionen das 
Megarüstungsprogramm weder stoppen, 
kürzen oder verändern können, weil es in 
Verfassungsstein gemeißelt ist.

alle Beteiligten den Trick der Regie-
rung, die angekündigte Aufrüstung aus-
schließlich über neue Schulden zu finan-
zieren und das Ganze „Sondervermögen“ 
zu nennen, als besonders clever und als 
tollen Coup loben. Wenn nämlich das 
100-Milliarden-Programm zur Förde-
rung der Rüstungsindustrie durch Steu-
ererhöhungen finanziert werden müsste, 
käme es voraussichtlich zu größeren Wi-
derständen. Als „Paket Sondervermögen“ 
geschnürt, werden die Vermögen der Rei-
chen und Superreichen verschont und die 
Kosten bei den Beschäftigten und Sozi-
alleistungsbeziehern eingespart und es 
in Wahrheit um autoritäres Durchregie-
ren geht und die Bevölkerung, coronage-
stählt, möglichst kritiklos „unpopuläre“ 
Maßnahmen mitmacht und immer bereit 
ist „neue Realitäten und radikale Kurs-
wechsel“ hinzunehmen.

Um die Bevölkerung auf die „neue Po-
litik“ einzuschwören und auf „die neu-

en Aufgaben“ vorzubereiten, brauchte es 
einige Anstrengungen und einen langen 
Zeitraum von 30 Jahren.

In diesem Zusammenhang sei noch 
einmal an das Interview mit den „Blät-
ter“ im Jahr 1992 erinnert, in dem der 
damalige Verteidigungsminister Volker 
Rühe, gelernter Lehrer mit CDU-Partei-
buch, sagte: „

Niemand sollte erwarten, dass die 
Übernahme neuer Aufgaben in der Außen-
politik über Nacht geschieht. Die in vierzig 
Jahren gewachsenen Instinkte der Men-
schen lassen sich nicht einfach wegkom-
mandieren. Deswegen müssen wir Schritt 
für Schritt vorgehen. Es geht auch nicht 
darum, die deutschen Soldaten, sondern 
die ganze Gesellschaft auf die neuen Auf-
gaben vorzubereiten“. (Volker Rühe, ehe-

maliger Verteidigungsminister)

Ein paar kritische  
Stimmen gibt es noch

In der SPD regt sich derzeit nur wenig Wi-
derstand gegen das geplante Aufrüstungs-
programm für die Bundeswehr.

In einer Erklärung der Arbeitsgemein-
schaft der Seniorinnen und Senioren „AG 

60plus“, heißt es: „Der Überfall auf die 
Ukraine ist eine Zeitenwende, schafft ei-
nen Ausnahmezustand. Trotzdem darf die-
ser Schock nicht dazu führen, die Kernbe-
standteile sozialdemokratischer Identität in 
Frage zu stellen oder eine Aufrüstungsspi-
rale mit unabsehbaren weltweiten Folgen 
zu rechtfertigen.“

Die linke SPD-Gruppe „Forum Demo-
kratische Linke“ (DL21) veröffentlich-
te mit weiteren Organisationen, wie der 
sozialistischen Jugend „Die Falken“ und 
dem Netzwerk Attac Deutschland, eine 
Erklärung, in der der Krieg Russlands 
gegen die Ukraine „auf das Schärfste“ 
verurteilt wird und es heißt: „Wir lehnen 
das von Bundeskanzler Scholz am Sonn-
tag vorgeschlagene Sondervermögen für 
Aufrüstung in Höhe von 100 Milliarden 
Euro und dauerhafte Rüstungsausgaben 
von über zwei Prozent des Bruttoinlands-
produkts ab“.

Jessica Rosenthal, Bundestagsabgeord-
nete aus Bonn und Vorsitzende des Par-
teinachwuchses Jusos, lehnt „die derart 
massiven Investitionen in die Bundeswehr 
ab“, einem Friedensbündnis beizutreten, 
das sich der geplanten Hochrüstung ent-
gegenstellt, ist zurzeit allerdings von den 
Jusos nicht geplant.

Zeitenwende

Was die von Bundeskanzler Scholz am 
Sonntag, dem 27.02 2022 im Bundestag 
verkündete Zeitenwende mit der SPD 
macht, ist momentan nicht abzusehen. 
Dass sie aber etwas Elementares mit der 
Partei machen wird, ist sicher.

Vielleicht sollten sich die SPD-Mit-
glieder an die Sätze von SPD-Mitglied 
und Entspannungspolitiker Egon Bahr 
erinnern, die er am 3. Dezember 2013 im 
Gespräch mit Schülern im Rahmen der 
„Willy-Brandt-Lesewoche“ im Friedrich-
Ebert-Haus Heidelberg aussprach: „In der 
internationalen Politik geht es nie um De-
mokratie oder Menschenrechte, es geht 
um die Interessen von Staaten. Merken 
Sie sich das, egal was man Ihnen im Ge-
schichtsunterricht erzählt.“

Aktion gegen das 100 Milliarden schwere Sondervermögen zur Aufrüstung. (Screenshot: <https://
www.youtube.com/watch?v=-lJf09h1C8A> / DFG-VK)


